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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
 
 
Az: B 9 V 4/09 B 
 
L 4 V 4/07 (Hessisches LSG) 
S 11 V 1995/01 (SG Frankfurt) 
 
 
 
……………………………………., 
 
 
 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………., 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Land Hessen, 
vertreten durch das Regierungspräsidium Gießen -Landesversorgungsamt Hessen-, 
Landgraf-Philipp-Platz 1-7, 35390 Gießen, 
 
 Beklagter und Beschwerdegegner. 
 
 
Der 9. Senat des Bundessozialgerichts hat am 2. Juni 2009 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  L o y t v e d   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y 

und   Dr.  K n ö r r 

beschlossen: 

 
Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Hessischen Landessozialgerichts vom 17. Dezember 2008 wird als unzulässig ver- 

worfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Durch Urteil vom 17.12.2008 hat das Hessische Landessozialgericht (LSG) den Anspruch des 

Klägers auf "Beschädigtenversorgung" wegen der Folgen zweier angeblich kriegsbedingter 

Schädigungen, die der Kläger im Herbst 1943 und August 1944 als Angehöriger einer SS-

Division erlitten haben will, abgelehnt. Mit der wegen der Nichtzulassung der Revision ein-

gelegten Beschwerde macht der Kläger geltend, die Rechtssache habe grundsätzliche Be-

deutung und das Berufungsurteil leide an Verfahrensfehlern. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde des Klägers ist unzulässig. Ihre Begründung genügt nicht den 

gesetzlichen Anforderungen (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG).  

 

Grundsätzliche Bedeutung iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG hat eine Rechtssache nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder der Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig 

ist. Ein Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts sowie unter Berück-

sichtigung der höchstrichterlichen Rechtsprechung und des Schrifttums angeben, welche 

Rechtsfragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung aus 

Gründen der Rechtseinheit oder Rechtsfortbildung erforderlich ist, und dass das angestrebte 

Revisionsverfahren eine Klärung erwarten lässt. Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, 

muss der Beschwerdeführer mithin Folgendes aufzeigen: (1) eine bestimmte Rechtsfrage, 

(2) ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, (3)  ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit sowie (4) die 

über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Entscheidung, also 

eine Breitenwirkung (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17; BSGE 40, 158 = SozR 1500 § 160a 

Nr 11; BSG SozR 1500 § 160a Nr 7, 13, 31, 59, 65). Diesen Anforderungen genügt die vor-

liegende Beschwerdebegründung nicht. 

 

Der Kläger hat es bereits versäumt, eine bestimmte Rechtsfrage zu formulieren. Zu der von ihm 

angesprochenen Frage einer Anwendung des § 15 Gesetz über das Verwaltungsverfahren der 

Kriegsopferversorgung hat er im Übrigen eine Klärungsbedürftigkeit nicht dargetan. Zur Dar-

stellung der Klärungsbedürftigkeit einer über den Einzelfall hinausreichenden Rechtsfrage ist 

insbesondere erforderlich, dass der Beschwerdeführer darlegt, dass die Rechtsfrage noch nicht 

höchstrichterlich beantwortet sei (BSG SozR 1500 § 160 Nr 51; BSG SozR 1500 § 160a Nr 13 

und 65) oder dass sich für deren Beantwortung in anderen höchstrichterlichen Entscheidungen 

nicht bereits ausreichende Anhaltspunkte ergäben (BSG SozR 3-1500 § 146 Nr 2 und § 160 

Nr 8; Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 1990, RdNr 117). Entsprechende 

Darlegungen fehlen. Der Kläger hat noch nicht einmal behauptet, zu der von ihm 

angesprochenen Frage gebe es keine Rechtsprechung des Bundessozialgerichts. 
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Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde - wie vorliegend - darauf gestützt, dass ein Verfahrens-

mangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 

SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensmangels die diesen (vermeintlich) be-

gründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 24, 

34, 36). Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass und warum die Entscheidung des 

LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, dass 

also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (vgl BSG SozR 1500 § 160a Nr 14, 

36). Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbsatz 2 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel 

allerdings nicht auf eine Verletzung der §§ 109 (Anhörung eines bestimmten Arztes) und 128 

Abs 1 Satz 1 SGG (freie richterliche Beweiswürdigung) und auf eine Verletzung des § 103 SGG 

(Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt werden, wenn er sich auf einen 

Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist. Diesen 

Kriterien hat der Kläger nicht hinreichend Rechnung getragen.  

 

Der insoweit vom Kläger gerügte Aufklärungsmangel (§ 103 SGG) ist nicht schlüssig dargelegt. 

Es fehlt an der Bezeichnung eines berücksichtigungsfähigen Beweisantrages. Der Kläger hätte 

dartun müssen, welchem konkreten Beweisantrag im Sinne der ZPO das LSG nicht gefolgt sein 

soll. Dabei hätte er diesen Beweisantrag so genau bezeichnen müssen, dass er für das 

Revisionsgericht ohne Weiteres auffindbar ist (vgl BSGE 40, 40, 41 = SozR 1500 § 160a Nr 4 

S 4; Kummer, aaO, RdNr 215). Dies hat er versäumt. 

 

Soweit der Kläger geltend macht, es sei für ihn nicht ersichtlich gewesen, dass auch das LSG 

die schriftliche Aussage des Zeugen M.               als unergiebig ansehen werde, macht er im 

Kern die Verletzung seines Anspruchs auf rechtliches Gehör (§ 62 SGG) geltend. Indes fehlt es 

an der Darlegung von Tatsachen, aus denen sich ein Verstoß gegen § 62 SGG ergeben kann. 

Im Rahmen des durch § 62 SGG konkretisierten Anspruchs auf rechtliches Gehör (Art 103 

Abs 1 GG) besteht insbesondere gegenüber rechtskundig vertretenen Beteiligten weder eine 

allgemeine Aufklärungspflicht des Gerichts über die Rechtslage, noch die Pflicht, bei der Er-

örterung der Sach- und Rechtslage bereits die endgültige Beweiswürdigung darzulegen, denn 

das Gericht kann und darf das Ergebnis der Entscheidung, die in seiner nachfolgenden Be-

ratung erst gefunden werden soll, nicht vorwegnehmen. Es gibt keinen allgemeinen Verfahrens-

grundsatz, der das Gericht verpflichten würde, die Beteiligten vor einer Entscheidung auf eine in 

Aussicht genommene Beweiswürdigung hinzuweisen und die für die richterliche Überzeugungs-

bildung möglicherweise leitenden Gründe zuvor mit den Beteiligten zu erörtern (BSG SozR 

3-1500 § 153 Nr 1; BVerfGE 66, 116, 147; 74, 1, 5; 86, 133, 145). Art 103 Abs 1 GG gebietet 

vielmehr lediglich dann einen Hinweis, wenn das Gericht auf einen Gesichtspunkt abstellen will, 

mit dem ein gewissenhafter und kundiger Prozessbevollmächtigter nicht zu rechnen brauchte 

(vgl BVerfGE 84, 188, 190). Entsprechende Darlegungen hat der Kläger nicht gemacht. Es wird 

insbesondere nicht deutlich, warum er darauf hätte vertrauen können, das LSG werde zu einer 

für ihn günstigeren Beweiswürdigung gelangen als das Sozialgericht. 
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Die Beschwerde ist daher ohne Hinzuziehung der ehrenamtlichen Richter als unzulässig zu 

verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 1 Halbsatz 2 iVm § 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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